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Einleitung

Nach § 159 Abs. 1 S. 1 SGB III in der Fassung des Gesetzes zur Verbesse-
rung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt vom 20.12.20111 ruht
der Anspruch auf Arbeitslosengeld, wenn die Arbeitnehmerin oder der Ar-
beitnehmer sich versicherungswidrig verhalten hat, ohne hierfür einen
wichtigen Grund zu haben. Versicherungswidriges Verhalten liegt nach
§ 159 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB III unter anderem vor, wenn die oder der Ar-
beitslose2 trotz Belehrung über die Rechtsfolgen die von der Agentur für
Arbeit geforderten Eigenbemühungen nicht nachweist. In diesem Fall tritt
eine Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemühungen ein, die – wie zu zei-
gen sein wird – nicht nur Auswirkungen auf den Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld, sondern darüber hinausgehend direkt oder indirekt auch auf zahl-
reiche weitere Sozialleistungen hat.

Die gesetzlich vorgesehene Möglichkeit der Arbeitsverwaltung, versiche-
rungswidriges Verhalten zu sanktionieren, besteht bereits seit der Einfüh-
rung der Arbeitslosenversicherung im Jahr 1927.3 Seither wurde das Sperr-
zeitrecht maßgeblich und nachhaltig durch gesellschaftliche, wirtschaftli-
che sowie arbeits- und sozialpolitische Entwicklungen beeinflusst. Die
Rechtsprechung hat sich dabei angesichts einer zunehmend extensiveren
Gesetzgebung auf dem Gebiet des Sanktionenrechts bereits mehrfach dazu
veranlasst gesehen, auf die Rechtsentwicklung und die darauf beruhende
Verwaltungspraxis der Bundesagentur für Arbeit regulierenden Einfluss zu
nehmen.4

In der Praxis der Arbeitsverwaltung und der Sozialgerichtsbarkeit haben
Sperrzeitfälle eine herausragende Bedeutung. Die Anzahl der festgestellten
Sperrzeiten nimmt trotz der anhaltenden erfreulichen Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt und dem damit verbundenen kontinuierlichen Abbau

A.

1 BGBl. I, S. 2854.
2 Soweit bei Personenbenennungen in der Folge ausschließlich das generische Mas-

kulinum verwendet wird, dient dies allein der Vermeidung einer erschwerten Les-
barkeit. Selbstverständlich sind jeweils sowohl weibliche als auch männliche Versi-
cherte gemeint.

3 Karasch, AuB 2005, 3.
4 Vgl. etwa BSG, Urt. v. 20.10.2005 – B 7a AL 18/05 R, hierzu ausführlich unter Kap.

C.II.4.b, sowie BSG, Urt. v. 04.04.2017 – B 11 AL 5/16 R, hierzu ausführlich unter
Kap. C.II.5.e.bb.
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der Arbeitslosigkeit5 seit Jahren stetig zu.6 Auch das Verhältnis zwischen
neuen Leistungsbeziehern und Sperrzeitfällen, die sogenannte „Sperrzeit-
quote“, hat im Jahr 2018 mit rund 38 % einen neuen Höchststand er-
reicht.7 Somit wird statistisch gesehen jeder dritte neue Leistungsbezieher
durch die Agentur für Arbeit wegen versicherungswidrigen Verhaltens
sanktioniert. Auf der anderen Seite zeigt die Statistik, dass fast jede zweite
Klage gegen eine Sperrzeitentscheidung vor den Sozialgerichten Erfolg
hat.8 Die Bedeutung wird unterstrichen durch die erheblichen tatsächli-
chen und rechtlichen Konsequenzen, die der Eintritt einer Sperrzeit bis
hin zum vollständigen Erlöschen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld zeiti-
gen kann. In Zeiten, in denen – angefacht durch die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts –9 kontrovers über den Sinn und Unsinn sozial-
rechtlicher Sanktionen gestritten wird,10 steht die Handhabung der Sperr-
zeitregelung in der Praxis der Arbeitsverwaltung zudem zwangsläufig un-
ter besonderer Beobachtung.

Die im Mittelpunkt der vorliegenden Untersuchung stehende Sperrzeit
bei unzureichenden Eigenbemühungen fristet sowohl im Hinblick auf die
Verwaltungspraxis als auch was die sozialrechtliche Rechtsprechung und
die wissenschaftliche Auseinandersetzung anbelangt bislang ein Schatten-
dasein. In der Statistik der Bundesagentur für Arbeit nimmt sie regelmäßig
einen der hinteren Plätze ein.11 Höchstrichterliche Entscheidungen, die
sich im Schwerpunkt mit der seit immerhin eineinhalb Jahrzehnten exis-
tierenden Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemühungen befassen, sind

5 Die Zahl der Arbeitslosen hat sich seit dem letzten Höchststand von
rund 4,8 Mio. (2005) auf rund 2,3 Mio. (2018) mehr als halbiert, vgl. Bundesagen-
tur für Arbeit, Arbeitsmarkt 2018, S. 102.

6 Zuletzt sind im Jahr 2018 insgesamt rund 800.000 Sperrzeiten eingetreten, vgl.
Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt 2018, S. 136.

7 Im Jahr 2018 standen den rund 800.000 festgestellten Sperrzeiten etwa 2,1 Millio-
nen neue Arbeitslosengeldbezieher gegenüber, vgl. Bundesagentur für Arbeit, Ar-
beitsmarkt 2018, S. 128 und 136.

8 Gagel/Winkler, § 159 Rn. 16; jurisPK-SGB III/Schmitz, § 159 Rn. 14; Bothfeld/Gron-
bach/Seibel, Eigenverantwortung, S. 26.

9 Vgl. etwa BVerfG, Urt. v. 05.11.2019 – 1 BvL 7/16 sowie Urt. v. 09.02.2010 – 1
BvL 1/09 u.a.

10 Vgl. zur Darstellung der widerstreitenden Auffassungen für das Sanktionenrecht
nach dem SGB II exemplarisch Schwarz, NDV 2019, 97.

11 Im Jahr 2018 hatte die Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemühungen einen
Anteil von 0,5 % an der Gesamtanzahl der festgestellten Sperrzeiten, vgl. Bundes-
agentur für Arbeit, Arbeitsmarkt 2018, S. 136.
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an einer Hand abzuzählen.12 Auch die wissenschaftliche Durchdringung
ist – anders als etwa bei der Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe gemäß § 159
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB III13 – überschaubar. Da die Sperrzeit bei unzurei-
chenden Eigenbemühungen jedoch anders als die mit einem Anteil von
37 % am häufigsten festgestellte Variante der Sperrzeit bei verspäteter Ar-
beitsuchendmeldung14 nicht nur zu Beginn des Leistungsbezuges eintritt,
sondern die Verletzung einer während des gesamten Bezugszeitraumes be-
stehenden Obliegenheit sanktioniert,15 hat sie für den Arbeitslosen trotz al-
ledem eine besondere praktische Bedeutung.

Der Gesetzeswortlaut der maßgebenden Vorschriften gibt unter Berück-
sichtigung dieser Bedeutung wenig her. Die Anforderungen an die Eigen-
bemühungen des Arbeitslosen werden zwar seit Anfang des Jahres 2005 in
§ 138 Abs. 4 SGB III konkretisiert, hinsichtlich Intensität und Häufigkeit
werden jedoch nach wie vor keine klaren gesetzlichen Vorgaben gemacht.
In diesem Zusammenhang stellt sich zudem zwangsläufig die Frage, ob
von dem Arbeitslosen, der sich seinen Anspruch auf Arbeitslosengeld
durch die Zahlung von Versicherungsbeiträgen gewissermaßen „erwirt-
schaftet“ hat, überhaupt über die bloße passive Verfügbarkeit hinausge-
hende aktive Mitwirkungsleistungen eingefordert werden dürfen. Die Vor-
schrift des § 159 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB III regelt wiederum nicht, wie, wann
und in welcher Form der Arbeitslose die von ihm abverlangten Eigenbe-
mühungen nachzuweisen hat, um eine Sperrzeit zu vermeiden. In jüngerer
Zeit wird zur hiernach erforderlichen Konkretisierung der an den Arbeits-
losen gestellten Erwartungen auch im Arbeitsförderungsrecht zunehmend
auf das konsensuale Instrument der Eingliederungsvereinbarung nach § 37
Abs. 2 SGB III zurückgegriffen. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird
daher auch auf die Entwicklung und die gesetzliche Regelung der hiermit
verbundenen arbeitsmarktpolitisch gewollten Aktivierung des Arbeitslo-
sen eingegangen, weil sie in der Vielzahl der Fälle Grundlage für die gefor-
derten Eigenbemühungen und deren Nachweis ist.

Die dargestellte besondere praktische Bedeutung und die aktuelle, durch
die Wissenschaft kritisch begleitete Entwicklung in der Rechtsprechung

12 Das Online-Rechercheportal juris.de wirft für die Suchbegriffe „Sperrzeit bei un-
zureichenden Eigenbemühungen“ und „Gericht:BSG“ insgesamt vier Entschei-
dungen aus.

13 Vgl. hierzu etwa die Untersuchungen von Kühl, Die Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe,
Marx, Absprachen der Arbeitsvertragsparteien zur Vermeidung einer Sperrzeit,
sowie Schulz, Die Sperrzeit beim Arbeitslosengeld bei Arbeitsaufgabe.

14 Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt 2018, S. 136.
15 Gagel/Winkler, § 159 Rn. 296.
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geben nach alledem Veranlassung zu nachfolgender Untersuchung. Diese
will dazu beitragen, die wissenschaftlich bislang wenig beleuchtete, aber
gleichwohl in größere sozial- und verfassungsrechtliche Fragestellungen
eingebettete Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemühungen in rechts-
dogmatischer Hinsicht zu durchdringen, um dem Rechtsanwender wissen-
schaftlich fundierte und praktisch brauchbare Vorschläge zur Lösung der
angedeuteten Probleme zu unterbreiten und die im Sozialrecht zwingend
notwendige Handlungssicherheit zu schaffen. Ziel der Arbeit ist insoweit
insbesondere die normative Bewältigung der für die untersuchte Sperrzeit
maßgebenden unbestimmten Rechtsbegriffe der Eigenbemühungen, des
versicherungswidrigen Verhaltens und des wichtigen Grundes. Über den
normativen Blickwinkel hinaus soll ferner aufgezeigt werden, ob und in-
wieweit der mit der Entwicklung vom fürsorgenden Wohlfahrtsstaat zum
aktivierenden Sozialstaat verbundene „Strukturwandel im Sozialrecht“
Auswirkungen auf die Eigenverantwortung des Arbeitslosen in Gestalt ge-
steigerter Anforderungen an dessen Mitwirkungsbereitschaft hat. Schließ-
lich sollen an geeigneten Stellen auch rechtspolitische Überlegungen ange-
stellt werden, um Rechtfertigung und Akzeptanz der versicherungsrechtli-
chen Sanktion der Sperrzeit in der Arbeitslosenversicherung zu steigern.

Die Untersuchung beginnt mit einer kurzen Darstellung der geschichtli-
chen Entwicklung des Sperrzeitrechts (B.). Der Hauptteil der Arbeit (C.)
befasst sich nach einem grundlegenden Überblick über die Struktur der
Sperrzeitvorschrift (C.I.) mit der Analyse des Tatbestandes der Sperrzeit
bei unzureichenden Eigenbemühungen und den Voraussetzungen für die
Feststellung der Sperrzeit (C.II.). Im Rahmen des Tatbestandmerkmals der
Aufforderung zu Eigenbemühungen ist dabei zunächst auf die Eigenver-
antwortung im Sozialrecht und deren Rechtfertigung unter Berücksichti-
gung der Bedeutung des „aktivierenden Sozialstaats“ einzugehen. Im An-
schluss wird die gesetzliche Konkretisierung der Eigenverantwortung in
der Arbeitslosenversicherung behandelt, wobei insbesondere die histo-
rische Entwicklung, die Rechtsnatur sowie der Umfang der Eigenbemü-
hungen dargestellt werden sollen. Zu analysieren ist in diesem Zusam-
menhang auch das Instrument der Eingliederungsvereinbarung, mit dem
die gesetzlich geforderte Konkretisierung der Eigenbemühungen individu-
alvertraglich und einzelfallbezogen vorgenommen werden kann. Im An-
schluss wird unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck der Sperrzeit
das konkrete sperrzeitbewehrte Verhalten herausgearbeitet und das versi-
cherungswidrige Verhalten in der Arbeitslosenversicherung definiert
(C.III.). Die weiteren Abschnitte des Hauptteils widmen sich den Tatbe-
standsvoraussetzungen der Rechtsfolgenbelehrung (C.IV.), des Verschul-
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dens (C.V.) und des Fehlens eines wichtigen Grundes (C.VI.). Im Rahmen
der Prüfung des wichtigen Grundes wird insbesondere auf die Begriffs-
und Funktionsbestimmung sowie die im Einzelfall vorzunehmende Abwä-
gung der Interessen des Arbeitslosen und der Versichertengemeinschaft
einzugehen sein. Die anschließenden Kapitel befassen sich mit Folgen der
Feststellung einer Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemühungen (D.)
und der Darstellung der Besonderheiten im Verwaltungs- und Gerichtsver-
fahren (E.). Abschließend werden die wesentlichen Ergebnisse der Arbeit
thesenartig zusammengefasst (F.).
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